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QUERSCHNITT A-A

2,5%

Hochbord
Homburger 
Kante

2,5%

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Bauweise Dachart

Nutzungsschablone WA

zulässige Wandhöhe
allgemeines Wohngebiet

0,4

offene Bauweise SD, WD, KWD, ZD, PD

Gebäudehöhe bei weniger als 1,50 m Geländeunterschied
gemessen in der Falllinie des natürlichen Geländes
 - seitliche Wandhöhe maximal 6,75 m

 - seitliche Wandhöhe bergseits maximal 4,75 m

Gebäudehöhe bei mehr als 1,50 m Geländeunterschied
gemessen in der Falllinie des natürlichen Geländes

 - seitliche Wandhöhe talseits maximal 6,75 m

Donau-Gewerbepark 5,  94486 Osterhofen
FON: 09932 9544-0 / FAX: 09932 9544-77
E-MAIL: info@geoplan-online.de

"Nutzung der Basisdaten der
Bayerischen Vermessungsverwaltung"

ZEICHENERKLÄRUNG FÜR PLANLICHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §4 BauNVO)

Allgemeines WohngebietWA

Grünflächen

Bäume I. oder II. Ordnung - zu pflanzen

öffentliche Grünfläche

Heimische Obst bzw. Laubbäume I. oder II. Ordnung - zu pflanzen

standortgebundene Bäume I. oder II. Ordnung - zu pflanzen

Maß der baulichen Nutzung2.

9.
(§9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

ZEICHENERKLÄRUNG FÜR PLANLICHE FESTSETZUNGEN

1.

Regenwasserkanal (nachrichtlich übernommen)

Schmutzwasserkanal (nachrichtlich übernommen)

Kabel Niederspannung (nachrichtlich übernommen)

Kabel Straßenbeleuchtung (nachrichtlich übernommen)

Versorgungsleitung Gas (nachrichtlich übernommen)

HQ 100-Linie (nachrichtlich übernommen)

HQ extrem-Linie  (nachrichtlich übernommen)

Sonstige Planzeichen

Geltungsbereich Bebauungsplan

mögliche Grundstücksgrenze

Vorgeschlagene Baukörper

Nummer und Größe der Parzelle594 m²
9

Verkehrsflächen6.
(§9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
Fuß- u. Radweg

Straßenbegrenzungslinie

Schleppkurve für Müllfahrzeug (3-achsig)

(§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §16 BauNVO)

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Bauweise Dachart

Nutzungsschablone WA

zulässige Wandhöhe
allgemeines Wohngebiet

0,4

offene Bauweise SD, WD, KWD, ZD, PD

Gebäudehöhe bei weniger als 1,50 m Geländeunterschied 
gemessen in der Falllinie des natürlichen Geländes

ZEICHENERKLÄRUNG FÜR PLANLICHE HINWEISE

Bauweise, Baugrenze3.
(§9 Abs.1 Nr.2 BauGB, §22 und 23 BauNVO)

Offene Bauweise

Baugrenze

Baufenster für Garagen

VERFAHREN (1/2)

1. Aufstellungsbeschluss:
Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 19.10.2021 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplans „Jägerfeld – Ost“ im beschleunigten  Verfahren 
nach § 13 b BauGB beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 19.10.2021 orstüblich bekannt gemacht.
2. Öffentliche Auslegung des Planentwurfs (§ 3 Abs. 2 BauGB):
Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 19.10.2021 wurde nach
Bekanntmachung vom 27.10.2021 mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der
Zeit vom 08.11.2021 bis 08.12.2021 öffentlich ausgelegt.

3. Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB):
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 19.10.2021 wurden die Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
08.11.2021 bis 08.12.2021 beteiligt.

4. Satzung:
Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 08.02.2022 den Bebauungsplan
„Jägerfeld – Ost“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 08.02.2022 als
Satzung beschlossen.

Gemeinde Neuhaus am Inn, den 15.02.2022

.......................................................
1. Bürgermeister, Stephan Dorn

(Siegel)

5. Ausgefertigt

(Siegel)

6. Inkrafttreten:
Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Jägerfeld – Ost“ wurde
am 29.09.2023 gemäß §10 Abs. 3 Halbsatz 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in 
der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen
Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§214 und
215 BauGB wurden in der Bekanntmachung hingewiesen.

"Gewerbegebiet Jägerfeld Deckblatt Nr.12"

Geplante Höhen318,23

 - seitliche Wandhöhe maximal 6,75 m

 - seitliche Wandhöhe bergseits maximal 4,75 m

Gebäudehöhe bei mehr als 1,50 m Geländeunterschied
gemessen in der Falllinie des natürlichen Geländes

 - seitliche Wandhöhe talseits maximal 6,75 m

Gemeinde Neuhaus am Inn, den 02.10.2023

.......................................................
1. Bürgermeister, Stephan Dorn

(Siegel)

Ga

Nutzungen des §4 Abs. 3 BauNVO sind ausgeschlossen.

Leitungsrecht

Sonstige Planzeichen15.

PRÄAMBEL

Satzung zur Änderung des Bebauungsplan 
mit integriertem Grünordnungsplan "Jägerfeld - Ost"

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst die Flächen der Flurstücke 494, 494/74, 494/75, 494/76, 
494/77, 494/78, 494/79, 494/80, 494/81, 494/82, 494/83, 494/84, 494/85, 494/86, 494/87, 494/88, 494/89, 
494/90, 494/91, 494/92  und 494/93 der Gemeinde Neuhaus a. Inn.
Der Bebauungsplan besteht aus dem Plan vom 06.02.2024, diesem Satzungstext und der Begründung 
vom 06.02.2024.

Rechtsgrundlagen

Die planungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
a) Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
   durch Art. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist
b) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) i.d.F. der 
   Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl I S. 3786), die durch Art. 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
   (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist;
c) Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58, zuletzt geändert durch 
   Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

Gemeindliches Satzungsrecht:
Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayerni.d.F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch die §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 
(GVBl. S. 385, 586) 

Die naturschutzrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
a) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S.2542), zuletzt 
   geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240)
b) Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), 
   das zuletzt durch Gesetz vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 723) geändert worden ist

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (1/7)

1.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Allgemeines Wohngebiet (WA) (§4 BauNVO) 
Nutzungen des §4 Abs. 3 BauNVO sind ausgeschlossen.

1.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB)
max. zulässige GRZ 0,40

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (2/7)

Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen: 
Bayerische Bauordnung (BayBO)i.d.F. der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, 
BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch das Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch § 4 des Gesetzes 
vom 7. Juli 2023 (GVBl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 371) 
geändert worden ist

1.3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
-
-

1.3.1. Anzahl der Wohneinheiten

1.3.2. Abstandsflächen
Die Abstandsflächen gem. Art 6 der Bayerische Bauordnung (BayBO) sind einzuhalten.

1.4. Gebäudegestaltung

Fällt das bestehende Gelände bei mehr als 1,50 m am Gebäude, gemessen in der Falllinie 
des natürlichen Geländes, so ist die Hangbauweise anzuwenden:

1.4.1. Gebäudetypen je Gelände

Die Gebäude sind als symmetrisches Satteldach, Walmdach, Krüppelwalmdach oder
Zeltdach zulässig. Ebenso sind Pultdächer zugelassen.

1.4.2. Dachform und Dachdeckung

2. TEXTLICHE HINWEISE (2/2)

offene Bauweise
Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Die durch Hauptgebäude überbaubare Grundstücksfläche ist durch eine Baugrenze gem. 
§ 23 Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Untergeordnete Bauteile wie Erker, Balkone, Wintergärten 
etc. dürfen bis max. 1,50 m über die Baugrenze hinaus errichtet werden. Hierbei ist ein 
Mindestabstand von 2,00 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten.
Maximal ein sonstiges Nebengebäude gem. Art 57 Abs. 1 Nr. 1a BayBO kann auch außer-
halb der festgesetzten Baugrenzen zugelassen werden.
Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO wie z.B. Trafostationen sind ausnahmsweise auch 
außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig.
Garagen sind innerhalb der eigens gekennzeichneten Bereiche oder innerhalb der Bau-
grenzen zu errichten.

-
-

maximal 2 Wohneinheiten je Wohnhaus zulässig
je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit zulässig

Gebäudehöhe bei weniger als 1,50 m Geländeunterschied
seitliche Wandhöhe maximal 6,75 m

Gebäudehöhe bei mehr als 1,50 m Geländeunterschied
seitliche Wandhöhe bergseits maximal 4,75 m
seitliche Wandhöhe talseits maximal 6,75 m

Als Wandhöhe gilt das Maß des natürlichen Urgeländes bis zum Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand.

Dachneigung:  
geneigte Dächer
maximale Dachneigung 35°
minimale Dachneigung 12°

Satteldach:

-
-

-

-
-
-

maximale Dachneigung 20°
minimale Dachneigung 8°

Pultdach: -
-

maximale Dachneigung 35°
minimale Dachneigung 12°

Walmdach: -
-

maximale Dachneigung 35°
minimale Dachneigung 12°

Krüppelwalmdach: -
-

maximale Dachneigung 24°
minimale Dachneigung 8°

Zeltdach: -
-

Dachdeckung:
kleinteilige Dachelemente, ziegelrot – rotbraun, grau, schwarz
Bei Solar- und Photovoltaikanlagen auch eine Volldeckung mit Panelen zulässig
nichtspiegelnde Metalldächer aus umweltneutralem Material oder mit entsprechender 
Beschichtung (keine negativen Auswirkungen auf das abzuleitende Wasser)
Unbeschichtete Flächen mit einer Kupfer-, Zink oder Bleiblechfläche über 50 m² 
dürfen nur errichtet werden, wenn zur Vorreinigung des Niederschlagswasser Anlagen 
verwendet werden, die der Bauart nach zugelassen sind.

-
-
-

-

In der Dachfläche liegende bzw. mit maximal 20 cm Abstand zur Dachhaut liegende 
Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen sind zulässig. Freistehende Solarkollektoren und 
Photovoltaikanlagen sind nicht zulässig.
Aufgeständerte Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen sind nur auf Nebengebäuden mit 
Flachdächern zulässig.

1.4.4. Solar- und Photovoltaikanlagen

In der Dachfläche liegende Dachfenster sind zulässig.
Dachgauben sind in Dächern mit mindestens 30 Grad Neigung zulässig.
Erker und Balkone an den Wohngebäuden sind zulässig, sofern die Abstandsflächen zu den 
benachbarten Grundstücken gem. Art. 6 BayBO eingehalten werden. 

1.4.3. Dachfenster, Dachgauben, Erker, Balkone

Als Wandhöhe der Garagen gilt das Maß des fertigen Geländes (Gelände nach Erstellung 
der Erschließung und nach Erstellung der Außenanlagen mit Beachtung der textlichen 
Festsetzung) bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut (Darstellung im 
Eingabeplan zwingend notwendig). Die Stellplätze, sind in wasserdurchlässiger Bauweise, 
nicht vollständig versiegelt zu errichten (z.B. wassergebundene Decke, Rasengittersteine, 
Rasenfugenpflaster, Verbundpflaster)

1.4.5. Garagen/Stellplätze/Nebenanlagen

Dachform: geneigte Dächer, Flachdächer (vorzugsweise mit Dachbegrünung) 
Die Wandhöhe bei Grenzgaragen muss sich grundsätzlich nach Art. 6 Abs. 7 BayBO richten.
Abweichend hiervon werden grenznahe Garagen mit einer Wandhöhe von bergseits max. 
3,00 m und max. 4,50 m talseits zugelassen, sofern diese Garagen in einem Mindestabstand 
von 1,00 m zur Grundstücksgrenze errichtet werden. Folglich wird für diese grenznahen 
Garagen eine abweichende Abstandsfläche von 1,00 m festgesetzt. 

Dachüberstände: Dachüberstände von Grenzgaragen sind unzulässig
Ausnahme: Bei Vorliegen einer schriftlichen Einverständniserklärung des betroffenen 
Nachbarn zur Übernahme des Dachüberstandes

Tore in den Einfriedungen, die als Zufahrt zu den Garagen bzw. Stellplätzen dienen, dürfen 
nicht zum Straßenraum hin aufschlagen.

Die Satzung über die Herstellung von Garagen und Stellplätzen (in Kraft seit 01.08.2021) der 
Gemeinde Neuhaus am Inn ist maßgebend.

1.5. Geländeveränderung im Planungsgebiet
Das Urgelände ist soweit als möglich zu erhalten.
Geländeveränderungen pro Parzelle bis zu 1,50 m sind zulässig.
Ausnahmsweise sind im Bereich von Zufahrten größere Abgrabungen zulässig.
Aufschüttungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.
Zu jedem Bauantrag ist ein Geländeschnitt einzureichen, der den Anschluss zur Straße, 
die Höhenlage des Eingangs und den geplanten und ursprünglichen Geländeverlauf auf 
dem Grundstück darstellt.
Im Anschluss zum Nachbargrundstück darf das ursprüngliche Geländeniveau nicht 
verändert werden (Ausnahme an den Garagenzufahrten).
Die Böschungen zur Grenze dürfen 25° nicht übersteigen.
Negative Auswirkungen auf Nachbargrundstücke durch Geländeveränderungen sind 
unzulässig.
Bei Hanggrundstücken ist um das Hauptgebäude herum zur Schaffung oder Verbesserung 
von Wohnraum im Untergeschoss eine Abgrabung von max. 2,00 m in einem Umgriff um 
das Wohnhaus bis max. 3,00 m zulässig.

-
-
-
-
-

-

-
-

-

1.6. Einfriedungen/Stützmauern

Arten: 
Es sind Holzzäune, Maschendrahtzäune, Einstab- und Doppelstabmatten und Schmiede-
zäune zulässig.
Höhe: 
Straßenseitig ist eine maximale Zaunhöhe (gemessen von OK-Urgelände bis OK-Zaun) von
1,20 m zulässig. Eine Hinterpflanzung der Zäune ist zulässig, es muss jedoch ein unge-
hindertes Ein- und Ausfahren aus den Grundstücken (Stellplatz), auch den Nachbargrund-
stücken, gewährleistet sein. 
Unzulässig an der Grundstücksgrenze sind vollwandige Zaunelemente, sowie Elemente, 
welche eine wandartige Wirkung erzeugen.

Zäune:

Zulässig aus verputztem Mauerwerk oder Naturstein, max. 0,20 breit und 0,20 tief. Bei 
Eingangs- und Einfahrtstore sind Pfeiler mit einer max. Breite von 0,5m und einer Tiefe von 
0,4 m zulässig. Die Zaunhöhe darf um max. 0,1 m überschritten werden.

Pfeiler:

Mauern jeglicher Art sind als Einfriedungen unzulässig.
Mauern:

Stützmauern sind bei Hanggrundstücken als Einfriedung zulässig, jedoch nur bis zu einer 
Höhe (gemessen von OK-Urgelände bis OK-Mauer) von max. 0,80 m. Mit aufgesetztem 
Zaun darf die Gesamthöhe (gemessen von OK-Urgelände bis OK-Zaun) von 1,50 m nicht 
überschritten werden. Im Bereich von Einmündungen ist eine max. Höhe (gemessen von 
OK-Urgelände bis OK-Zaun) von nur 0,80 m zulässig (Sichtdreieck).
Sonstige Stützmauern max. 1,50 m
Betonsteine zur Geländemodellierung sind unzulässig

Stützmauern:

Höhe:
max. 2 m, gemessen ab OK-Gelände bis OK-Sichtschutzwand
Länge:
Die max. Grenzbebauung darf 9 m nicht überschreiten. 
Die Errichtung ist jedoch nur an einer seitlichen oder rückwärtigen Grundstücksgrenze 
(nicht an eine öffentliche Straße grenzend) zulässig. Das Errichten von Sichtschutzzäune
ist an Grundstücksgrenzen an denen ein Grenzgebäude geplant ist oder errichtet wurde 
unzulässig.

Sichtschutzelemente:

1.7. Immissionsschutz

Bei den nachfolgend gekennzeichneten Parzellen sind die Aufenthaltsebereiche im Freien 
mit ausreichend lärmabschirmende Maßnahme (geschlossenen Brüstungen, Glaselemente, 
auf der von der Lärmquelle abgewandten Fassadenseite, etc.) zu errichten. Die lärmab-
schirmende Wirkung ist anhand einer schalltechnischen Untersuchung im Zuge des Bau-
antrages nachzuweisen.

Aufenthaltsbereiche im Freien (Balkon, Terrasse)

Erdgeschoss Obergeschoss

Dachgeschoss

Fenster von Schlafzimmern, insbesondere Kinderzimmern, sind auf der von der Lärmquelle 
abgewandten Fassadenseite anzuordnen. Soll hierbei aus planerischen Gründen davon 
abgewichen werden, so sind geeignete lärmabschirmende Maßnahmen bauseits vor den 
Fenstern zu errichten.  Ein entsprechender rechnersicher Nachweis ist im Zuge des Bau-
antrages zu erbringen.
Zudem sind alle schutzbedürftigen Aufenthaltsräume, welche nicht ein öffenbares Fenster 
auf der von der Lärmquelle abgewandten Fassadenseite besitzen, mit einer fensterunab-
hängigen Lüftungseinrichtung auszustatten, sodass ein Öffnen der Fenster für Belüftungs-
zwecke nicht zwingend notwendig ist.

Angepasste Planung/Grundrissorientierung

Bei Neuerrichtung von Wohngebäuden sind ab einem maßgeblichen Außenlärmpegel von 
La ≥ 61 dB(A) passive Maßnahmen zum Schutz gegen einwirkenden Lärm zu treffen.
Auf der Planfläche ergeben sich aufgrund der Bundesstraße B512 folgende Lärmpegel-
bereich gemäß der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“:

Passiver Lärmschutz

LPB I–II: bis 60 dB(A)
LPB III: > 60 bis 65 dB(A)
LPB IV: > 60 bis 65 dB(A)
LPB V: > 60 bis 65 dB(A)
LPB VI: > 60 bis 65 dB(A)
LPB VII: > 60 bis 65 dB(A)

Die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume (Wohnräume, Schlafräume, Büroräume) sind 
so auszuführen, dass sie die Anforderungen an das gesamt bewertete Bau-Schalldämm-
Maß R’w,ges gem. der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ erfüllen. Ein entsprechender 
Nachweis ist durch Datenblätter oder Gutachten eines geeigneten Fachbüros im Zuge des
Bauantrages zu erbringen.

1.8. Textliche Festsetzungen zur Grünordnung

Allgemeines:
Innerhalb des Geltungsbereiches sind alle nicht überbauten, nicht für Zufahrten, Zugänge 
oder Terrassen befestigten Flächen zu bepflanzen oder durch Ansaat zu begrünen, im 
Wuchs zu fördern, artgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die privaten und 
öffentlichen Grünflächen sind entsprechend den planlichen und textlichen Festsetzungen 
anzulegen, zu sichern und dauerhaft zu erhalten. Sie sind spätestens in der Pflanzperiode 
nach Erstellung der privaten Erschließungsflächen fertigzustellen.

1.8.1. Umsetzung, Pflanzenqualitäten, Mindestgrößen

Pflanzqualitäten:
Bäume: heimische Laubbäume 

Obstbäume
Hochstamm, 3xv.mDb, STU 12-14 cm
Halbstamm oder Hochstamm

Für festgesetzte Pflanzungen (vgl. Planfassung) sind folgende Gehölze zu verwenden.
1.8.2. Zu verwendende Gehölze

Bäume:
Acer platanoides  
Acer pseudoplatanus  
Tilia cordata 
Quercus robur

Spitz-Ahorn
Berg-Ahorn
Winter-Linde
Stieleiche

Bäume 1. Ordnung:

Acer campestre  
Carpinus betulus 
Sorbus aucuparia 
Prunus avium

Feld-Ahorn
Hainbuche
Eberesche
Vogel-Kirsche

Bäume 2. Ordnung:

Apfel, Birne, Zwetschge, KirscheHeimische Obstbäume:

Alle nicht planlich dargestellten Pflanzmaßnahmen auf privaten Grünflächen können 
mit abweichenden Gehölzen durchgeführt werden.

Landschaftsfremde hochwüchsige Baumarten mit bizarren Wuchsformen und auffälliger 
Laub- und Nadelfärbung wie Edeltannen oder Edelfichten, Zypressen, Thujen usw. sowie 
alle Trauer- oder Hängeformen (in allen Arten und Sorten), dürfen nicht gepflanzt werden.

1.8.3. Unzulässige Pflanzenarten

-
-
-

-
-

1.8.4. Private Grünflächen

Pflanzung von min. 2 heimischen Obst- bzw. Laubbäumen pro Parzelle
Pflanzauswahl gemäß Pflanzliste
Pflanzung im Plan kenntlich gemachter standortgebundener Bäume im Vorgartenbereich/
straßennahen Teil des Grundstückes
Abweichungen um bis zu 5 m zulässig
Pflanzung spätestens 1 Jahr nach Nutzungsaufnahme/Bezug

Baumpflanzungen:

-
-
-
-
-

Baumpflanzungen gemäß Planeintrag
Pflanzauswahl gemäß Pflanzliste
Umsetzung spätestens 1 Jahr nach Nutzungsaufnahme
Ansaat mit Landschaftsrasenmischung
Möglichst extensive Pflege

1.8.5. Öffentliche Grünflächen

Die erforderlichen Grenzabstände von 2,00 m (Bäume) zu angrenzenden Privatflächen und 
4,00 m zu landwirtschaftlichen Flächen sind einzuhalten. Der Sicherheitsraum (Lichtraum-
profil) ist von Baumkronen freizuhalten. Für Gehölze bis 2 m Wuchshöhe gilt ein Pflanzab-
stand von 0,5 m zur Grenze.

1.8.6. Grenzabstände

Der anstehende Oberboden ist, soweit zur Anlage der Grünflächen benötigt, zur Wieder-
verwendung zu sichern (DIN 18915/3). Der abzufahrende Boden ist ordnungsgemäß zu 
deponieren. Bodenverdichtungen, -verunreinigungen oder andere Beeinträchtigungen sind 
zu vermeiden.

1.8.7. Bodenbearbeitung/Schutz des Oberbodens

Aufgrund der Vorgehensweise kann von einer Ausgleichsermittlung abgesehen werden. 
Ein funktionaler Ausgleich erfolgt durch Gehölzpflanzungen im Geltungsbereich.

1.8.8. Ausgleich

1.9. Textliche Festsetzungen zur Wasserwirtschaft

-
-
-

-

-

-

1.9.1. Niederschlagswasser vom Baugrundstück
Flächenversiegelungen sind auf das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken
Unvermeidbare Befestigungen sind möglichst wasserdurchlässig auszubilden
Gering belastetes Niederschlagswasser (insbesondere Dachflächenwasser) ist, soweit 
möglich, flächenhaft über eine geeignete, bewachsene Oberbodenschicht zu versickern. 
Beeinträchtigungen Dritter durch die Niederschlagswasserbeseitigung müssen ausge-
schlossen sein. Bei Versickerungen in Hanglagen ist darauf zu achten, dass Unterlieger 
nicht durch Vernässungen beeinträchtigt werden. Wild abfließendes Wasser soll grund-
sätzlich gegenüber den bestehenden Verhältnissen nicht nachteilig verändert werden.
Auf jedem Baugrundstück ist eine Zisterne mit einem bewirtschaftbaren Fassungs-
vermögen von mindestens 20 l je m² versiegelter Fläche zu errichten. Teilversiegelte 
Flächen werden im Verhältnis zu ihrem Versiegelungsgrad angerechnet. Die Zisterne ist 
mit einem Überlauf in den Regenwasserkanal mit Zwangsentleerung auszustatten. 
Anschluss an den Regenwasserkanal zulässig

-
-

1.9.2. Niederschlagswasser der öffentlichen Flächen
Sammlung des Niederschlagswassers
Ableitung über den Regenwasserkanal in den Inn

-
-
-

1.9.3. Schmutzwasser
Kanalerschließung im Trennsystem
Anschluss der Kanaltrasse zur Gebäudeentwässerung an das bestehende Kanalnetz
Anschlüsse auf den Grundstücken ca. 1 m innerhalb der Grundstücksgrenzen 

Ein evtl. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen hat entsprechend den einschlägigen 
Vorschriften, insbesondere der Bundesanlagenverordnung (Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen - AwSV) zu erfolgen.

1.9.4. Wassergefährdung

2. TEXTLICHE HINWEISE (1/2)

2.1. Landwirtschaft
Es wird darauf hingewiesen, dass von landwirtschaftlichen Betrieben und der Bewirtschaftung 
umliegender landwirtschaftlicher Nutzflächen Emissionen wie Lärm, Staub, Gerüche sowie
Insektenzuflug ausgehen. 
Diese Emissionen können auch zu unüblichen Zeiten, wie nachts oder an Sonn- und 
Feiertagen auftreten. 
Diese Immissionen sind auf dem gesamten Satzungsgebiet unentgeltlich und entschädigungs-
los zu dulden.

2.2. Verunreinigungen des Untergrundes
Es wird empfohlen, bei evtl. erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich generell 
von einer fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Werden bei Aushub-
arbeiten Verunreinigungen des Untergrundes festgestellt, ist deren Ausmaß umgehend von 
einem einschlägigen Ingenieurbüro zu bestimmen und dem Landratsamt Passau bzw. dem 
WWA Deggendorf zu melden.

2.3. Leitungen/Kanäle
Strom-, Wasser- und Fernmeldeleitungen sowie Abwasserkanäle sind unter Fahrbahnen 
oder unbepflanzten (!) Seitenstreifen zu verlegen. Die jeweiligen Abstände nach den 
entsprechenden Richtlinien sind einzuhalten. Die jeweili-gen Hausanschlussleitungen sind 
unter Berücksichtigung der festgesetzten Baumstandorte zu planen und zu verlegen. 
Der Ausbau ist mit Anbietern rechtzeitig abzustimmen. 

2.4. Behindertengerechter Ausbau
Es ist darauf zu achten, dass die öffentlichen Bereiche ohne Stufen ausgeführt werden. 
Die Nutzung der Bereiche muss für Menschen mit Behinderung ohne Einschränkungen 
möglich sein.

2.5. Abfallentsorgung
Die Ausweisung und optimale Gestaltung von ausreichenden Stellplätzen für Abfallbehälter 
des praktizierten 3-Tonnen-Holsystems (Restmüll, Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.

2.6. Zufahrten
Die Ausweisung und optimale Gestaltung von ausreichenden Stellplätzen für Abfallbehälter 
des praktizierten 3-Tonnen-Holsystems (Restmüll, Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.

2.7. Parkflächen/Stellplätze
Aufgrund der Hanglage bietet sich die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Tiefgaragen 
an. Auf alternative, platzsparende Parksysteme (Doppelparksystem, Plattform,…) wird 
hingewiesen.

2.8. Brandschutz
Die Erfüllung der brandschutzrechtlichen Anforderungen für bauliche Anlagen gilt als Teil der 
gesicherten Erschließung eines Bauvorhabens und ist somit Genehmigungsvoraussetzung.
Eine frühzeitige und eigenverantwortliche Abstimmung dieser Anforderungen ist sicherzu-
stellen.
Die Anbringung von Rauchmeldern in Schlafräumen, Kinderzimmern sowie Flure, die zu 
Aufenthaltsräumen führen ist vorgeschrieben.

2.9. Löschwasser
Es ist sicherzustellen, dass die Löschwasserversorgung von 48 m³/h (Grundschutz, nach 
dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 in m³/h für 2 Stunden Löschzeit, 96 m³ Entnahmewert nach 
2 Stunden) aus der öffentlichen Wasserversorgung zur Verfügung steht. Kann der Grund-
schutz nicht sichergestellt werden, ist der Bau einer Zisterne erforderlich. Die Standorte der 
Hydranten sind zusammen mit dem örtlich zuständigen Kreisbrandmeister und dem Orts-
kommandanten festzulegen. Die Entfernung zum ersten erreichbaren Hydranten oder zur 
Entnahmestelle darf 120 m (gemessen von jedem Punkt aus im Bebauungsfeld) nicht 
übersteigen.

2.10. Bodendenkmäler
Eventuell auftretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege. Folgende Artikel des Denkmalschutzgesetzes sind zu 
beachten.
Art. 8 Abs. 1 DSchG:
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet 
sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und 
der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Nimmt ein Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, 
aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder 
den Leiter der Arbeiten befreit.“
Art. 8 Abs. 2 DSchG:
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.“

2.11. Einsehbarkeit der DIN 4109 Schallschutz im Hochbau
Die den schalltechnischen Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften, insbesondere 
DIN-Vorschriften, können bei der Gemeinde Neuhaus am Inn zu den regulären Öffnungs-
zeiten (telefonische Terminvereinbarung wird empfohlen) eingesehen werden.

2.12. Hochwasserschutz
Die Untergeschosse der Gebäude sollten über dem HW 100-Wasserstand liegen. Dies 
betrifft insbesondere die im Osten befindliche Bebauung. Wir empfehlen für das Baufeld 
eine Kote von 311,50 m ü.NN für die Gebäudesohle nicht zu unter-schreiten.

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (3/7) 1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (4/7) 1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (5/7)

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (6/7) 1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (7/7)

Nachpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des Grünordnungsplanes zu entsprechen. 
Die Pflanzenqualität muss den Gütebestimmungen des Bundes deutscher Baumschulen
(BdB) entsprechen. Für festgesetzte Bepflanzungen sind nur standortheimische Gehölze 
zulässig (Pflanzenauswahl siehe Pflanzenliste)
Nicht zulässig sind Kies- und Schottergärten sowie ähnliche Gestaltungen, insbesondere 
wenn die Kies- oder Schotterschicht auf einem Vlies oder Folie aufgebracht wurde.

VERFAHREN (2/2)

7. Ergänzender Aufstellungsbeschluss:
Die Gemeinde hat mit Beschluss vom ...................... die die Durchführung eines 
ergänzenden beschleunigten Verfahrens gem. § 214 Abs. 4 BauGB beschlossen. 
Das Verfahren soll unter Anwendung des § 215a BauGB durchgeführt werden

8. Behördenbeteiligung:
Zu dem Entwurf IV des Bebauungsplanes in der Fassung vom ...................... wurde die 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB und die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 4 i.V.m. 
§ 214 Abs. 4 BauGB in der Zeit vom ...................... bis ...................... beteiligt.

9. Satzung:
Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ...................... den ergänzten 
Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ...................... als Satzung 
beschlossen.

10. Ausgefertigt

Gemeinde Neuhaus am Inn, den .......................

.....................................................................
1. Bürgermeister, Stephan Dorn

(Siegel)

11. Inkrafttreten:
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ...................... gem. §10 Abs. 
3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan tritt rück-
wirkend zum ...................... (Datum der ursprünglichen Bekanntmachung des Satzungs-
beschlusses) in Kraft. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den 
üblichen Dientststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über 
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft 
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und 
die § 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Gemeinde Neuhaus am Inn, den 28.09.2023

.....................................................................
1. Bürgermeister, Stephan Dorn

mailto:info@geoplan-online.de

